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Falsche Spalte im Antrag angekreuzt
Förderanträge: Wann ist ein Fehler in einem Formular „offensichtlich“?

Wenn die Mehrfachanträge abgegeben sind, machen sich viele Landwirt plötz-
lich Sorgen. Wurde alles zutreffend angegeben? Wurden die Formulare richtig 
ausgefüllt und alle Kreuzchen an der richtigen Stelle gemacht? Nur bei einem 
„offensichtlichen“ Fehler können die Angaben später noch abgeändert werden. 

F
ehler bei der Antragstellung 
können mitunter fatale Fol-
gen haben. So können unrich-

tige Angaben zu einem Verfahren 
wegen Subventionsbetruges führen. 
Selbst wenn die Staatsanwaltschaft 
dem betroffenen Landwirt nicht 
nachweisen kann, dass er vorsätz-
lich oder leichtfertig falsche Anga-
ben gemacht hat, bleibt immer noch 
das Risiko, dass der Antrag ableh-
nend verbeschieden wird. 

Fehler bei der Antragstellung 
können nur begrenzt korrigiert 
werden. Eine Ausnahme gilt nur 
dann, wenn es sich um einen of-
fensichtlichen Fehler handelt, der 
auch nachträglich noch berücksich-
tigt werden kann. Bei dem Begriff 
des offensichtlichen Fehlers han-
delt es sich um einen unbestimm-
ten Rechtsbegriff, der gerichtlich 
geprüft werden kann. 

Dies kam jetzt auch einem bay-
erischen Bullenmäster zugute, der 
Anträge auf Sonderprämien für 
männliche Rinder gestellt hatte. 
Anstelle jedoch für die einzelnen 
Tiere in der Spalte „Bullen“ ein 
Kreuzchen zu machen, verrutschte 
er versehentlich bei allen Tieren in 
die Spalte „Ochsen“. Obwohl er 
noch nie Ochsen gemästet hatte 
und dem Landwirtschaftsamt auch 
bekannt war, dass es sich um einen 
reinen Bullenmastbetrieb handelte, 
verweigerte das Amt die Gewäh-
rung von Schlachtprämien für Bul-
len, da diese aufgrund des falsch ge-
setzten Kreuzchens ja nicht bean-
tragt waren.

 Der Landwirt erkannte den Feh-
ler erst, als er den Ablehnungsbe-
scheid erhielt. Damit war er nicht 
einverstanden und zog vor das Ver-
waltungsgericht München, das ihm 
nunmehr Recht gab. Das Verwal-
tungsgericht hat dabei aber auch 
klargestellt, dass nicht jeder Feh-
ler als nachträglich noch korrigier-
barer offensichtlicher Fehler aner-
kannt werden kann. 

Grundvoraussetzung ist, dass 
feststeht, dass der Prämienantrag-
steller gutgläubig gehandelt hat 
und keinerlei Betrugsabsicht be-
steht. Dies war im Fall des kla-
genden Landwirts unstreitig, da die 
Prämie für die Ochsen sogar nied-
riger war als die Bullenprämie. 

Ein Fehler sei zudem nur dann 
offensichtlich, wenn er bei der Be-
antragung eines Prämienantrages 
ohne Weiteres klar erkennbar ist 
und sich die Fehlerhaftigkeit der 
Angaben einem aufmerksamen 

und verständigen, mit den Umstän-
den des Falls vertrauten Durch-
schnittsbetrachter ohne Weiteres 
aufdrängt, wobei diese Frage nach 
den jeweiligen Umständen des Ein-
zelfalles zu beurteilen ist. Offen-
sichtliche Fehler sind beispielswei-
se einfache Schreibfehler, Rechen-
fehler, widersprüchliche Angaben 
innerhalb eines Antrags, Zahlen-
dreher und dergleichen.

 Auch darf die Überprüfung und 
Wertung als offensichtlicher Feh-
ler nicht dazu führen, dass ein An-
tragsteller von den ihm im Rah-
men des Antragsverfahrens oblie-
genden Überprüfungs- und Sorg-
faltspfl ichten freigestellt wird, in-

nerhalb dessen er unter anderem  
die Richtigkeit und Vollständigkeit 
der im Antrag gemachten Angaben 
zu versichern hat. Allerdings setzt 
ein offensichtlicher Fehler nicht 
notwendig voraus, dass er sich aus 
dem Antrag selbst oder in Verbin-
dung mit den zur Stützung vorge-
legten Unterlagen ersehen lässt. 
Ein solcher offensichtlicher Fehler 
kann auch dann vorliegen, wenn die 
fehlerhafte Angabe bei einem Ab-
gleich mit den Datenbanken auf-
fällt und es sich dabei aufdrängt, 
dass es sich um ein offensichtliches 
Versehen handelt. 

Dies war im Fall des klagenden 
Landwirts der Fall, da er als ein 
auf Bullenmast spezialisierter Be-
trieb noch nie „Ochsen“ beantragt 
hatte. Das komplette Verrutschen 
in einer Antragsspalte sei – so das 
Gericht – ähnlich zu sehen wie ein 
Zahlendreher, da offensichtlich ist, 
dass der Kläger etwas anderes be-
antragt hat, als was er eigentlich 
wollte. 

 Insoweit ist erfreulich, dass die 
Richter hier die bisher sehr enge 
Auffassung der Landwirtschafts-
verwaltung zu offensichtlichen 
Fehlern etwas aufgeweitet haben. 
Andererseits muss aber dennoch 
gesehen werden, dass nicht jedes 
fehlende Kreuz bzw. das Ankreu-
zen des falschen Kästchens zwin-
gend einen offensichtlichen Fehler 
darstellen.   Josef Deuringer
 Rechtsanwalt, Augsburg

Wenn man beim Ausfüllen von För-
deranträgen in die falsche Spalte 
rutscht, ist der Fehler nicht immer  
„offensichtlich“ und damit nach-
träglich heilbar.  Foto: Imago 

Schwere Sturmschäden
Gleich gegen mehrere Gefahren versichern? 

N
eben Hagelschlag führen 
auch Starkregen und Sturm 
immer häufi ger zu heftigen 

Schäden in den Ackerkulturen. 
Starke Gewitter und sintfl utartige 
Regenfälle zusammen mit Sturm-
böen und Hagelschlag sorgten auch 
am 21. und 22. Juni 2007 für To-
talschäden in Getreide, Raps und 
Hopfengärten. Allein von diesem 
Wochenende wurden zum Beispiel 
bei der Münchener und Magdebur-
ger Agrarversicherung AG rund 
600 Schäden registriert. Ein ver-
heerendes Bild bot sich bei den 
Hopfenfl ächen in der Hallertau! 
Vor allem im Bereich Geisenfeld 
und rund um Deimhausen/Hohen-
wart wurden Hopfenpfl anzen teil-

weise total entlaubt und komplette 
Anlagen zu Boden gerissen. 

Viele der betroffenen Landwirte 
sind in dieser Situation froh, ih-
ren Hagelvertrag um die Risiken 
Sturm, Frost und Wolkenbruch er-
weitert zu haben. Denn der entstan-
dene Schaden ist neben dem Hagel 
vor allem auf den Starkregen und 
den Sturm zurückzuführen. 

Hopfenbauer Georg Geiger ist 
einer der wenigen, die im Raum 
Deimhausen gegen Unwetter ver-
sichert sind und ist jetzt natürlich 
beruhigt, dass die Versicherung 
den Schaden übernimmt und so-
mit seine Betriebsbilanz im Gleich-
gewicht hält. Erleichtert zeigt sich 
auch Hubert Grabmair, Vorsitzen-

Transport für 
Biogasanlagen

Werden die Transportleistun-
gen von Biomasse durch 

die Betreiber einer gewerb-
lichen Biogasanlage in Auftrag 
gegeben, so ist die erbrachte 
Transportleistung grundsätzlich 
mit 19 % Umsatzsteuer zu ver-
steuern und an das Finanzamt 
abzuführen. Das gilt auch dann, 
wenn es sich beim transportie-
renden Unternehmer um einen 
pauschalierenden Landwirt han-
delt, weil dieser hier eine Dienst-
leistung für einen Nichtlandwirt 
(Biogasanlage) erbringt.

Entscheidend für die um-
satzsteuerliche Beurteilung ist, 
wer zivilrechtlich den „fahren-
den“ Landwirt mit dem Trans-
port beauftragt. Wird die Trans-
portleistung von einem pauscha-
lierenden Landwirt durchge-
führt und ist der Auftraggeber 
ein anderer Landwirt, so kann 
diese Dienstleistung mit dem 
pauschalen Umsatzsteuersatz 
von 10,7 % berechnet werden.

Das gilt auch dann, wenn die 
Abrechnungsabwicklung durch 
den Betreiber der Biogasanla-
ge durchgeführt wird und die 
Transportkosten mit der Liefe-
rung der Biomasse verrechnet 
werden (sogenannte Abkürzung 
des Zahlungsweges). 

Allerdings muss auch in die-
sem Fall die Transportrech-
nung an den liefernden Land-
wirt (Auftraggeber) adressiert 
werden. Der Biogasanlagenbe-
treiber hat deshalb hierfür kei-
nen Vorsteuerabzug (siehe auch 
LW 17 vom 27. 4. 2007). 
 Toni Kreckl 

Steuerberater, bbv-Beratungsdienst

Mais wurde durch Sturm und Ha-
gel geschädigt.  Foto: Werkbild

der des Landwirtschaftlichen Ver-
sicherungs-Verbandes Bayern. 
Hätte er seinen Hopfen-Hagelver-
sicherungsvertrag nicht auf Mehr-
gefahren (Hagel, Sturm, Frost, 
Wolkenbruch) umgestellt, würde 
er jetzt den entstandenen Verlust 
selbst tragen müssen – was bei den 
momentanen Preiserwartungen am 
Hopfenmarkt ärgerlich wäre.  W


